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Gesetzliche Neuregelung für Lotto und Sportwetten in Deutschland - Der 

Glücksspielstaatsvertrag und die Europäische Dienstleistungsfreiheit 

 

I) Ausgangslage, Themenschwerpunkt und einleitende Anmerkungen 

 

Der Glücksspielstaatsvertrag (GlüStV)1 trat - dank einer überraschenden Anzahl beschluss-

freudiger und noch in den letzten Wochen des Jahres 2007 arbeitsamer Landtage in 

Deutschland - am 01. Januar 2008 in Kraft. Mit dieser Neuregelung sollen die Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichts2 erfüllt werden, um das Monopol der Bundesländer für Lotterien 

und Sportwetten abzusichern. 

 

Staatliche Monopole aber beschränken EU-ausländische Anbieter von Waren oder 

Dienstleistungen stets in ihren Grundfreiheiten und müssen entsprechend der 

gemeinschaftsrechtlichen Anforderungen durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses 

gerechtfertigt werden.3  

                                                 
1 Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland, Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I 
20.12.2007, S. 841. 
2 BVerfG, Urteil vom 28.3.2006 – 1 BvR 1054/01 (zum bayerischen Staatslotteriegesetz, das 
Sportwettenmonopol betreffend). Siehe auch NJW 2006, 1261 und NVwZ 2006, 679.  
3 Urteile vom 24.3.1994 in der Rechtssache C-275/92 (Schindler, Slg. 1994, I-1039) Rnn. 57 bis 60; vom 
21.9.1999 in der Rechtssache C-124/97 (Läärä u. a., Slg. 1999, I-6067) Rnn. 32 und 33, vom 21.10.1999 in der 
Rechtssache C-67/98 (Zenatti, Slg. 1999, I-7289) Rnn. 30 und 31; vom 6.11.2003 in der Rechtssache C-243/01 
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Der Verweis auf die dringend benötigten Lotto-Millionen zur Förderung des Sports, der 

Kultur oder anderer Wohltaten des Staates reicht hierfür nicht aus, da wirtschaftliche und 

finanzielle Aspekte bislang vom EuGH nicht als ein Rechtfertigungsgrund zur Beschränkung 

einer Binnenmarktfreiheit angesehen worden sind. Deutschland könnte sich dagegen darauf 

berufen, die Bekämpfung der Spielsucht, die Vermeidung von Anreizen für die Bürger zu 

überhöhten Ausgaben für das Spielen sowie Ziele des Verbraucherschutzes und der 

Betrugsvorbeugung zu verfolgen, doch müsste eine solche Ankündigung auch einer 

eingehenden Prüfung der tatsächlichen Beachtung dieser Gründe standhalten. 

Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit sind zudem nur dann gerechtfertigt, wenn die 

durch den Mitgliedsstaat vorgenommene Beschränkung der europäischen Grundfreiheiten 

geeignet ist, die Verwirklichung des vom fraglichen Mitgliedsstaat geltend gemachten Ziels 

zu gewährleisten, und –im Rahmen der Verhältnismäßigkeit - nicht über das hinausgeht, was 

zur Erreichung dieses Ziels erforderlich ist.  

 

Entsprechend dem Placanica-Urteil können die Mitgliedstaaten das Schutzniveau, das sie mit 

einer Regelung der Glücksspiele erreichen wollen, selbst festlegen.4 Sie können demzufolge 

solche Spiele entweder gänzlich verbieten oder völlig liberalisieren. Sie können sie aber auch 

kontrolliert erlauben, wobei sie wiederum die Wahl haben zwischen einem staatlichen 

Monopol oder der Vergabe von Konzessionen an Private. Immer aber müssen sie im Falle 

einer Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit die selbst gewählten Rechtfertigungsgründe 

zur Beschränkung dieser Binnenmarktfreizügigkeit auch tatsächlich verfolgen.  

 

Bei einer Konzessionsvergabe können die Mitgliedstaaten sogar auf eine Erhöhung der 

Einnahmen abzielen, einen Weg, den Italien gewählt und im Placanica-Fall5 auch offen und 

ehrlicherweise eingeräumt hat, womit es sich wohltuend von anderen Mitgliedstaaten 

unterscheidet. Dass es andererseits die Konzessionen wiederum – sagen wir mal salopp und 

schmunzelnd – à la italiana vergeben hat, steht auf einem anderen Blatt. Dies wurde vom 

                                                                                                                                                         

(Gambelli, Slg. 2003, I-13031) Rn. 67 sowie vom 6.3.2007 in den verbundenen Rechtssachen C-338/04 –
Placanica,– C- 359/04 – Palazzese – und C-360/04 Sorrichio – (Slg. 2007, I-1891) Rnn. 46. 
4 Placanica, zitiert in Fn. 2, Rnn 46 ff (48). 
5 Placanica, zitiert in Fn. 2, Rn. 54. 
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EuGH in einem dem Placanica-Fall nachfolgenden Vertragsverletzungsurteil gegen Italien 

auch beanstandet.6  

 

Wenn ein Mitgliedstaat statt einer Konzessionsregelung eine Monopollösung vorzieht, kann 

zu deren Rechtfertigung nicht auf die Einnahmen abgehoben werden; diese dürfen dann nur 

eine „erfreuliche Nebenfolge“ der Regelung sein.7 Der hauptsächlich tragfähige 

Rechtfertigungsgrund für ein Monopol ist die Bekämpfung der Spielsucht. Damit verbunden 

ist natürlich das Unterlassen jeglicher Anreize zum Spielen. Eine entsprechende Werbung für 

die Spiele ist dann ausgeschlossen. Letztlich wird der Verzicht auf Anreize zu einem 

Rückgang der Spielbeteiligung und damit verbunden auch zu einer Verringerung der 

Einnahmen führen. Ob die Länder dies aber wünschen, dürfte fraglich sein. Um diese Folgen 

zu umgehen, werden sie zu einem Trick greifen. Vieles, was bisher als Werbung zu verstehen 

ist, wird künftig wohl in (an sich erlaubte) Information umgetauft und allenfalls mit dem 

Warnhinweis versehen: „Spielen kann süchtig machen …“. Um es klar zu sagen: Ich halte 

dieses Vorgehen für einen ausgemachten Schwindel. 

 

Im Folgenden werde ich nun die Regelungen des Glücksspielstaatsvertrags in der gebotenen 

Kürze zum einen daraufhin durchleuchten, welche Rolle fiskalische Interessen im 

Gesetzgebungsverfahren und bei Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben gespielt haben 

dürften und noch spielen. Zum anderen stellt sich die Frage, inwieweit der 

Glücksspielstaatsvertrag tatsächlich geeignet ist, die mit ihm verfolgten Allgemeininteressen 

zu erreichen. Insbesondere werde ich darauf eingehen, ob der Glücksspielstaatsvertrag eine 

kohärente und systematische Regelung darstellt. Darüber hinaus soll auch die Kohärenz dieser 

Regelung in Bezug auf den Glücksspielmarkt in Deutschland insgesamt beurteilt werden und 

die Erforderlichkeit einer solchen Beschränkung mit Blick auf Alternativen zur Diskussion 

gestellt werden. 

 

II) Vorherrschendes fiskalisches Interesse 

 

Um jegliche Zweifel an der hehren Zielsetzung bereits im Keim zu ersticken, wurde in § 1 

GlüStV zwar ausdrücklich festgehalten, dass das Staatsmonopol für Lotterien und 

                                                 
6 Urteil vom 13.9.2007 in der Rechtssache C-260/04 (Kommission/Italien, noch nicht in der amtlichen 
Sammlung veröffentlicht, jedoch unter http.curia.europa.eu abrufbar).  
7 So schon Urteil Zenatti, zitiert in Fn. 2, Rn. 36. 
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Sportwetten zur Bekämpfung der Spielsucht und Begleitkriminalität sowie zur 

Implementierung eines funktionierenden Jugend- und Spielerschutzes dienen soll. Das 

staatliche Angebot soll den natürlichen Spieltrieb der Bürger in geordnete und überwachte 

Bahnen lenken.  

 

Ein Vergleich dieser Ziele mit denen, die dem regulierten Konzessionsmodell des Vereinigten 

Königreichs zugrunde liegen, lässt den Schluss zu, dass die gleichen Ziele wohl auf 

unterschiedliche Art und Weise erreicht werden können. Denn auch der Gambling Act 2005 

hält gleich zu Beginn fest, dass Jugend- und Spielerschutz, sowie Bekämpfung der 

Begleitkriminalität und die Kontrolle eines fairen und transparenten Systems die Ziele dieses 

Gesetzes sind. Diese Feststellung soll später bei Prüfung der Erforderlichkeit erneut 

aufgegriffen werden. 

 

Trotz dieser der Neuregelung in Deutschland vorangestellten Zielsetzung bleiben jedoch 

Zweifel zumindest daran bestehen, ob diese Ziele tatsächlich bei Unterzeichnung und 

Ratifikation des Staatsvertrages sowie bei Verabschiedung der Landesausführungsgesetze 

bestimmend waren.  

 

Es sei in diesem Zusammenhang nur an den schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten 

Carstensen erinnert, der sich anfangs gegen die Beibehaltung des Staatsmonopols für 

Sportwetten stellte und letztlich sein Einlenken damit erklärte, dass es zurzeit keine 

rechtssicheren Alternativen gebe, um die Zweckerträge aus dem Glücksspiel zu sichern.
8
 Es 

handle sich immerhin um 68 Mio. € jährlich. 

 

Gleichlautend äußerten sich ebenfalls Landtagsabgeordnete bei den Beratungen und nach der 

Abstimmung zum Ausführungsgesetz. Als Beispiel sei Günter Neugebauer, Finanzpolitiker 

der schleswig-holsteinischen SDP-Landtagsfraktion, erwähnt, der „eine Insellösung, bei der 

am Ende Schleswig-Holstein isoliert ein Lottomonopol betreibt“, ablehnte, „da dies geringere 

Einnahmen bedeuten würde.“
9  

 

                                                 
8 vgl. http://www.schleswig-
holstein.de/STK/DE/Service/Presse/PI/2007/MP/070710__stk__mp__lottostaatsvertrag.html. 
9 Neugebauer, SPD-Fraktion SH – vor der Abstimmung vom 09.02.2007 unter http://www.spd-net-
sh.de/lv/index.php?mod=article&op=show&nr=4282&query=Sportwetten und nach der Abstimmung vom 13.12.2007 unter 
http://www.spd-net-sh.de/lv/index.php?mod=article&op=show&nr=5283&query=Gl%FCcksspiel.  
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Doch abgesehen von diesen Zitaten, die hier angeführt werden, um die Motivation des 

Gesetzgebers widerzuspiegeln, bietet Schleswig-Holstein ebenfalls in der Begründung des 

Ausführungsgesetzes eine besonders ehrliche Auseinandersetzung mit der gesetzgeberischen 

Alternative:  

 

 „Als Alternative zum staatlichen Glücksspielmonopol käme ein Konzessionsmodell (…) in 

Betracht. Bei der Vergabe einer begrenzten Anzahl von Konzessionen wären zur 

Rechtfertigung des Ausschlusses nicht konzessionierter Veranstalter ähnlich hohe 

ordnungsrechtliche Anforderungen zu stellen wie beim Monopol. Diese wären aber wegen 

des entstehenden Wettbewerbs schwerer durchzusetzen. Lotteriesteuern könnten nur bei 

der Sitznahme des Veranstalters im Inland erhoben werden, die europarechtlich nicht 

durchsetzbar sind. Der bundesrechtlich geregelte Steuersatz von 16 2/3 % wird von 

potentiellen Veranstaltern als international nicht konkurrenzfähig eingestuft. (…)“ 

(Hervorhebung durch Verfasser).
10

“ 

  

Mit den Zielen der Suchtprävention kann zudem nicht die Expansion deutscher 

Sportwettenangebote ins Ausland erklärt werden. Westlotto (Nordrhein-Westfalen) besitzt 

dennoch eine Konzession in Luxemburg für die Sportwette Oddset. Das Bundeskartellamt 

stellt diesbezüglich fest: 

 

„Hätten die Lottogesellschaften tatsächlich – quod non – hoheitliche Aufgaben in 

Deutschland, dürften sie nicht im Ausland tätig werden, und hätten erst recht nicht die 

hoheitliche Aufgabe, den Spieltrieb der Bevölkerung in Luxemburg zu kanalisieren. Aus 

den Diskussionen im DLTB [Deutscher Lotto- und Toto-Block] um die Aktivität von Lotto 

Nordrhein-Westfalen in Luxemburg geht vielmehr hervor, dass die Tätigkeit in Luxemburg 

rein wirtschaftliche Gründe hat. Bundeskartellamt, Beschluss vom 23.08.2006, B 10 - 92713 

– Kc – 148/0523, Rdnr. 84.“ 

 

Ebenso lassen Werbe- bzw. Informationsmaßnahmen und das eng gefächerte Vertriebsnetz 

Rückschlüsse darauf zu, inwieweit die staatlichen Anbieter in Abkehr von ihrem bisherigen 

Verhalten die Spielsuchtprävention tatsächlich in den Mittelpunkt ihres Handelns stellen. Im 

vergangenen Jahr konnten die Bundesbürger zwar beobachten, dass die meisten Lottoanbieter 

                                                 
10 Schleswig-Holstein, LT-Drucksache 16/1566, Seite 4. 
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ihre Internetportale schlossen, jedoch - angeregt durch die Höhe des Lottojackpots – durch 

Anzeigetafeln, Zeitungsberichte und Rundfunkwerbung noch immer Rekordverkaufszahlen 

erzielten.  

 

So berichtete der Spiegel zum Rekordjackpot am 05.12.2007:  

„Auf der Jagd nach dem Rekord-Jackpot haben Lottospieler in Deutschland in den 

vergangenen Tagen insgesamt 135 Millionen Euro für ihre Tippscheine ausgegeben. Nach 

Angaben des Deutschen Lotto- und Totoblocks entspricht dies einer Steigerung von rund 60 

Prozent im Vergleich zur vergangenen Mittwochsziehung.“ (Hervorhebung durch Verfasser) 

 

Das Internetverbot greift ohnehin nicht erheblich in die Verkaufsstrategie der staatlichen 

Lottoanbieter ein, die das Internet erst spät und zögerlich als Verkaufsquelle entdeckten und 

deren Umsatz nur zu maximal 5 % aus dem Internetvertrieb bestritten wird. Hiervon sind 

vielmehr die gewerblichen Spielevermittler betroffen, die diese Lücke ausfüllen.  

 

Die Medienpräsenz der staatlichen Anbieter in Rundfunk und Zeitungen wurde nicht spürbar 

verringert; die „Information“ über die aktuelle Höhe des Lotto-Jackpots verliert auch mit der 

Einleitung „Lotto informiert“ - und trotz Hinweisen auf eine mögliche Suchtgefahr - nichts 

von ihrem Aufforderungscharakter. Die Werbung für die Dachmarke „Lotto“ im 

Zusammenhang mit Fußballveranstaltungen kann ohne Schwierigkeiten durch den Betrachter 

als Werbung für Sportwetten verstanden werden. Diese Beispiele zeigen deutlich, dass die 

staatlichen Anbieter trotz der Restriktionen Umsatzeinbußen verhindern wollen, und dass die 

staatliche Aufsicht weder konkrete Maßnahmen zum Abbau von Annahmestellen oder zur 

Einschränkung der Werbemaßnahmen trifft.  

 

Zusammengenommen bedeutet dies, dass sich sowohl aus den Äußerungen des Gesetzgebers, 

als auch aus den gesetzlichen Vorgaben und dem tatsächlichen Verhalten der Monopolisten 

die Dominanz des fiskalischen Interesses ergibt.  

 

III) Der GlüStV als inkohärentes Regelwerk kann die angestrebten Ziele nicht erreichen 

 

Doch selbst wenn man die fiskalischen Interessen der Bundesländer außer Acht lassen 

möchte, kann der GlüStV als Regelwerk nicht überzeugen. Denn die von Deutschland 

ergriffenen Maßnahmen müssten zumindest geeignet sein, die Verwirklichung der geltend 
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gemachten Ziele zu gewährleisten, um die europäischen Grundfreiheiten gerechtfertigt zu 

beschränken. Dieser Anforderung wird der GlüStV nicht gerecht, da es ihm an der in diesem 

Zusammenhang geforderten Kohärenz mangelt.  

 

Das Erfordernis einer kohärenten und systematischen Regelung wurde durch den EuGH in 

seiner Rechtsprechung11 zu staatlichen Glücksspielen formuliert und auch von der 

Europäischen Kommission in den Vertragsverletzungs- und Notifizierungsverfahren zum 

Glücksspielstaatsvertrag aufgegriffen. So hat die Europäische Kommission im 

Aufforderungsschreiben vom 31.01.2008 an die Bundesrepublik die Auffassung geäußert, 

dass das Internetverbot zur Bekämpfung der Spielsucht und Schutz der Minderjährigen 

ungeeignet sei. Darüber hinaus sei die Kohärenz des Staatsmonopols für Lotterien und 

Sportwetten insgesamt in Frage gestellt, da gefährlichere Spielformen liberalisiert blieben.12 

 

Mit der Anforderung, eine Regelung müsse „kohärent“ sein, mahnte der EuGH in seiner 

Rechtsprechung an, dass eine das Monopol begründende Regelung nur dann zur Erreichung 

des durch den Mitgliedstaat genannten Ziels geeignet sein kann, wenn sie widerspruchsfrei 

und abgestimmt mit dem sonstigen Handeln des Staates ist. Dem EuGH stand dabei das 

Leitbild einer stimmigen und widerspruchsfreien Rechtsgestaltung vor Augen, so wie es auch 

das Primärrecht von der Europäischen Union selbst fordert. Der Begriff der „Kohärenz“ kann 

damit als fundamentaler Grundsatz verstanden werden, der den Mitgliedstaaten und auch den 

Organen der Europäischen Union entgegenzuhalten ist. 

 

1) Regelungen des inkohärenten GlüStV im Detail 

 

Ohne im Rahmen dieser Ausführungen zu tief in die Einzelheiten des 

Glücksspielstaatsvertrags einsteigen zu wollen, sei darauf verwiesen, dass die Regelung in 

sich bereits Widersprüche birgt. Wenn der Staat tatsächlich ein hohes Niveau des 

Spielerschutzes und der Spielsuchtprävention einführen möchte, dann dürfte es für die 

staatlichen Anbieter ebenfalls keine Ausnahmeregelungen vom Internet- oder 

Fernsehwerbeverbot geben.  

                                                 
11 Gambelli, zitiert in Fn. 2, Randnr. 67; Placanica, zitiert in Fn. 2, Randnr. 53; Zenatti, zitiert in Fn. 2, Randnr. 
36; Schlussanträge zu Gambelli vom 13. März 2003, Randnr. 119. 
12 Aufforderungsschreiben der Europäischen Kommission Vertragsverletzung-Nr. 2007/4866 vom 31.01.2008 S. 
6. 
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Doch sind die Ziehung der Lottozahlen und Sendungen, die zugelassene Lotterien zum 

Gegenstand haben, nicht Gegenstand des Fernsehwerbeverbotes. Die anschauliche Ziehung , 

bei der die Kugeln mit den Gewinnzahlen nach und nach aus der Trommel rollen, lassen die 

Lottospieler gebannt vor dem Fernseher sitzen und verursachen einen besonderen „Kick“, auf 

den bei schlichter Einblendung der Gewinnzahlen oder Abrufbarkeit im Videotext verzichtet 

werden müsste. Darüber hinaus ist Fernsehwerbung für traditionelle, gemeinnützige Lotterien 

„ausnahmsweise“ erlaubt (§ 12 Abs.2 GlüStV). Vorausgesetzt, die Suchtgefahr läge bei 

Lotterien vor, was der Gesetzgeber zur Begründung des staatlichen Monopols annehmen 

muss, dann dürfte jedoch auch eine traditionelle, gemeinnützige Lotterie nicht vom 

Fernsehwerbeverbot ausgenommen werden. Trotz aller Gemeinnützigkeit müsste dann 

weiterhin auf die Fernsehlotterie zum Schutz der Bürger verzichtet werden. 

 

Darüber hinaus wurde mit § 25 Absatz 6 GlüStV eine Ausnahmeregelung für die 

Internetnutzung geschaffen. Diese Regelung wurde als Verhältnismäßigkeitsausgleich 

vorgesehen, der vor allem den allein im Internet tätigen gewerblichen Spielevermittlern 

dienen soll, den jedoch auch die staatlichen Anbieter gerne in Anspruch nehmen. Unabhängig 

davon, ob die Kunden tatsächlich dazu eingeladen werden, ihren Tipp noch im Internet 

abzugeben, so bleibt doch festzuhalten, dass die staatlichen Lotterieveranstalter ihre 

Internetauftritte weiterführen. Auf ihren Internetseiten bleiben die Gewinnzahlen für Lotto, 

Spiel 77 oder Keno sowie die Quoten für Oddset weiterhin zugänglich. Mit Werbefeldern 

oder Pressemitteilungen wird über den Jackpot und die letzten glücklichen Gewinner 

berichtet. Handelt es sich hierbei um eine generell nach § 5 Abs. 3 GlüStV im Internet 

verbotene Werbung? Benötigen die staatlichen Anbieter für ihre Internetauftritte eine 

Sondergenehmigung nach § 25 Abs. 6 GlüStV und werden alle Internetseiten voraussichtlich 

im kommenden Jahr verschwinden? Sollte aus diesem Grunde Internetwerbung der 

staatlichen Anbieter noch möglich sein, stehen die Marketingexperten weiterhin vor dem 

Rätsel der Werbung ohne Aufforderungscharakter. Unklar ist offensichtlich allen Beteiligten, 

wo genau die Grenzen zwischen Werbung und bloßer Information zu ziehen sind. Genaue 

Vorgaben werden durch die Glücksspielaufsichtsbehörden nicht publiziert. Auch diese 

Regelungen erscheinen daher ungeeignet. Eine Prozessflut dürfte die Folge sein. 

 

Ebenso interessant ist der mangelnde Vollzug des § 10 Absatz 3 GlüStV, der eine Begrenzung 

der Lotto-Annahmestellen verlangt. Ohne nennenswerte Reduzierung scheinen alle 
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Bundesländer davon überzeugt zu sein, dieses Ziel erreicht zu haben. Doch darf man auch in 

diesem Punkt skeptisch bleiben, da die vorhergehende Werbekampagne der Dachmarke Lotto 

„Weites Land - kurze Wege“ deutlich die hohe Dichte der Annahmestellen vor Augen führt, 

die in Deutschland wohl noch nicht einmal von Postfilialen oder Apotheken übertroffen wird. 

Auch hieran wird deutlich, dass die Regelungen des Glücksspielstaatsvertrags unzureichend 

sind, das gesteckte Ziel der Suchtprävention zu erreichen. Zielsetzung und tatsächliche 

Ausführung stehen zueinander im Widerspruch. 

 

Viele andere, nach dem GlüStV versprochene Maßnahmen sind zumindest aktuell noch nicht 

umgesetzt worden: Es wurde noch kein Vertriebskonzept der staatlichen Lotto-Toto GmbH 

vorgelegt, das die Aufsicht akzeptiert hätte und es bestehen keine Werberichtlinien. Die 

Aufsicht hat noch keine Übersicht über alle Annahmestellen, und es besteht noch kein am 

neuen Glücksspielstaatsvertrag orientiertes Sozialkonzept. Schließlich erhalten die 

Lottoannahmestelleninhaber immer noch eine von der Anzahl der vermittelten Spielverträge 

abhängige Provision, und es wurde bislang im Lotto- und Sportwetten-Bereich nach Kenntnis 

der Aufsicht noch keine Spielersperre verhängt. Die Realität hängt daher den Vorstellungen 

im GlüStV vom Spielerschutz noch weit hinterher. 

 

2) Widersprüchlichkeit des GlüStV im Vergleich zu anderen Regelungen 

 

Wenn es tatsächlich das Ziel des deutschen Gesetzgebers ist, die Spielsucht zu bekämpfen 

und gefährdete Spieler bereits durch ein sehr begrenztes Angebot zu schützen, dann darf man 

berechtigterweise erwarten, dass das Staatsmonopol gerade eine Regelung für solche Spiele 

schafft, die eine besonders hohe Spielsuchtgefahr in sich tragen.  

 

Aktuelle Zahlen widersprechen jedoch deutlich der Annahme, dass Lotto und Sportwetten zu 

den „gefährlichen“ Spielen gehören. Lotterien und Lottoangebote weisen die geringste 

Gefährdung auf, es wurde ein Prävalenzwert von 0,0 bis 0,1 % ermittelt.13 Auch Sportwetten 

liegen mit einem Prävalenzwert von 1,9 -2 % weit hinter Spielautomaten (5,1 %) und 

Glücksspielautomaten in Spielcasinos (6,1 %).14 Die Inkohärenz der deutschen Regelung liegt 

damit offen auf der Hand, da gerade das suchtgefährliche Automatenspiel liberalisiert bleibt. 

                                                 
13 Jahrbuch Sucht 2008, Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen, S. 132.  
14 Jahrbuch Sucht 2008, Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen, S. 132. 
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Diese Diskrepanz war dem Gesetzgeber sehr wohl bekannt, wie sich aus der Begründung zum 

Glücksspielstaatsvertrag ergibt.15  

 

Nach allen bisherigen Untersuchungen zur Spielsucht birgt das Automatenspiel aufgrund der 

kurzen Spieldauer und der damit verbundenen Ereignisfrequenz die höchste Suchtgefahr in 

sich. Zwar äußerten die Bundesländer die Hoffnung, dass auch der Bund Maßnahmen zum 

Spielerschutz treffen wird, doch gibt es für den Bund keine Veranlassung hierzu, da der 

Betrieb von Spielautomaten ja gerade nicht aufgrund der Suchtgefahr monopolisiert wurde.  

 

Eine Besonderheit, die es bei Beurteilung der Kohärenz zu beachten gilt, ist zudem die 

Tatsache, dass der Spielsüchtige auf alle Glücksspielformen zugreift. Dem pathologischen 

Spieler ist es also - deutlich gesagt - gleichgültig, ob er sich bei Sportwetten oder beim 

Automatenspiel verschuldet, Hauptsache er kann weiterhin auf den großen Gewinn hoffen, 

der alle seine Probleme lösen wird. Auch über diese Erkenntnis verfügte der Gesetzgeber, da 

er sich in seinen Erläuterungen zum Glücksspielstaatsvertrag ausdrücklich auf entsprechende 

Studien bezog.16 

 

Das vom Gesetzgeber ebenfalls angestrebte, weitere Ziel, einen besseren Schutz vor 

Begleitkriminalität zu erreichen, kann nicht mit einem Monopol begründet werden. Es liegt in 

der Natur der Sache, dass die Kontrolle eines staatlichen Anbieters durch den Staat aufgrund 

der Nähe zwischen Kontrolliertem und Kontrollierenden sogar weniger intensiv ausfallen 

wird, als die Kontrolle Privater durch den Staat.17 Das eigentliche Risikopotential durch 

betrügerische Angestellte und Spieler bleibt bestehen.  

 

Eine effizientere Kontrolle durch den Staat wäre zudem nur dann vorstellbar, wenn der Staat 

durch direkte Weisungsbefugnis im Rahmen des monopolisierten Angebots auf die 

Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben dringen könnte. Die Monopolisten in den 

Bundesländern bedienen sich jedoch der hohen Zahl an Annahmestellen für ihren Vertrieb. 

Gegenüber den privaten Betreibern der Annahmestellen besteht keinerlei Weisungsbefugnis, 

                                                 
15 Erläuterungen zum Glücksspielstaatsvertrag, 14.12.2006,  S. 4 mit Verweis auf Hayer/Meyer, Die Prävention 
problematischen Spielverhaltens, Journal of Public Health 2004, S. 293 <296>.  
16 Erläuterungen zum Glücksspielstaatsvertrag, 14.12.2006,  S. 4 mit Verweis auf Hayer/Meyer, Die Prävention 
problematischen Spielverhaltens, Journal of Public Health 2004, S. 293 <296>.  
17 Papier „Staatliche Monopole und Berufsfreiheit – dargestellt am Beispiel der Spielbanken“ in Burmeister, FS 
Stern 543, 563. 
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so dass die Kontrolle nicht effizienter durchgesetzt werden kann als bei einem 

Konzessionsmodell.  

 

Zudem zeigen auch die Erfahrungen in der Vergangenheit, dass das staatliche Monopol für 

Lotterien und Sportwetten für Betrügereien anfällig ist. Es sei in diesem Zusammenhang an 

den „Hoyzer“-Skandal erinnert.18 Beunruhigender sind jedoch Unregelmäßigkeiten oder gar 

Betrügereien, an denen die Betreiber der Annahmestellen, Angestellte oder Geschäftsleiter 

der staatlichen Betriebe beteiligt waren19 und die die persönlichen Bereicherung der staatlich 

Beschäftigten oder auch die Aufbesserung des Staatshaushalts bezweckten. So verfügt die 

staatliche Lotteriegesellschaft in Baden-Württemberg nicht nur über einen teuren Steinway-

Flügel und eine Kunstsammlung mit einem geschätzten Wert von 150.000 € sondern auch 

über einen Kelleraum der für 500.000 € zu einem sagenumwobenen Partykeller ausgebaut 

worden ist.20 Doch nicht nur luxuriöse Ausstattungen, hohe Gehälter oder Spendenpraxis und 

Prämienzahlungen führen die Ineffizienz der Kontrolle vor Augen. Vielmehr konnte auch 

beobachtet werden, dass bestimmte Gewinne nicht ausgespielt, Gewinnlose nicht verkauft 

wurden oder die Wiederholung einer Ziehung aufgrund der Anweisung des Regisseurs 

erfolgte.21 

 

Den Staat zur Kontrolle über die staatlichen Anbieter mit dem Ziel der Begrenzung der 

Spielangebote einzusetzen, erscheint vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen keine weise 

Entscheidung zu sein, sondern führt im Sinne des „apros immittere liquidis fontibus“, das frei 

übersetzt „man soll nicht den Bock zum Gärtner machen“ bedeutet, eher zu einem 

verheerenden Ergebnis. 

 

Letztlich werden die Risiken für Spieler aufgrund der Einschränkungen durch ein staatliches 

Monopol und Internetverbot anderweitig steigen, da viele schwarze Schafe ohne jegliche 

staatliche Kontrolle die entstandene Lücke füllen werden. Nach einer volkswirtschaftlichen 

Analyse von Prof. Dr. Dr. Friedrich Schneider22 ist unter Berücksichtigung des staatlichen 

Monopols eine Steigerung des Schwarzmarktes von Internet-Sportwettenangeboten um 433 % 

zu erwarten. Die Jahreswachstumsrate legaler, also staatlicher Anbieter dürfte um 59,5 % 

                                                 
18 BGH, Urteile vom 15. Dezember 2006, Aktenzeichen 5 StR 181/06 und 182/06. 
19 Steineke, der Toto- und Lottobetrug in Deutschland, S. 34 ff.  
20 Köpf, die Lotto Mafia 2001 S. 41 ff.  
21 Köpf, die Lotto Mafia 2001 S. 28ff.  
22 Department of Economics, Johannes Kepler University of Linz. 
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sinken. Es wird prognostiziert, dass im Falle der Liberalisierung die Zuwachsrate legaler 

Anbieter hingegen 20,2 % betragen würde. Die Wachstumsrate im Bereich des 

Schwarzmarktes dürfte dann auf 11,8 % sinken. Diesen Prognosen und Schätzungen lässt sich 

entnehmen, dass das staatliche Wettmonopol eine eklatante Abwanderung der Spieler zu 

illegalen Angeboten zur Folge hätte. Man könnte auch die Schlussfolgerung daraus ziehen, 

dass es den Bürgern schlicht nicht zu vermitteln ist, dass keine legalen Lotto- und 

Sportwettenangebote im Internet mehr zu finden sein werden. Daher findet keine 

Kanalisierung der Internetnutzer zu legalen Angeboten statt, sondern die illegalen Anbieter 

bekommen ihre Kunden auf dem Silbertablett serviert.  

 

Schließlich ist es im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit der Dienstleistungsfreiheit 

entscheidend, dass das staatliche Monopol bei keinem der angebotenen Spiele eine 

Beschränkung des Umfangs vorsieht, in dem der einzelne Spieler das Angebot wahrnehmen 

kann. Wie der EuGH bereits zu dem Alkoholvertriebsmonopol in Schweden entschieden 

hat,23 ist ein staatliches Monopol, das die Abgabemenge des suchtgefährlichen Stoffes nicht 

begrenzt, schon nicht geeignet, dass angestrebte Ziel zu erreichen, die Sucht zu bekämpfen. 

 

IV) Erforderlichkeit der durch den GlüStV getroffenen Regelung 

 

Weiterhin soll noch hervorgehoben werden, dass das Staatsmonopol und das Internetverbot 

auch über das hinausgehen, was zur Erreichung der Ziele erforderlich ist. Anhand des oben 

bereits angesprochenen Beispiels des Vereinigten Königreichs wird deutlich, dass die 

regulierte Zulassung privater Sportwettenanbieter und eines Internet-Glücksspielangebots mit 

dem GlüStV identische Ziele verfolgt. Soweit das staatliche Monopol auch damit begründet 

wird, dass es dem Mitgliedstaat freistehe, das Schutzniveau zu bestimmen, ist dies ein ins 

Leere laufendes Argument. Denn offensichtlich soll in beiden Ländern das Glücksspiel 

weiterhin gestattet sein, es wird also auch in Deutschland kein Spiel ausdrücklich verboten, 

sondern ein staatliches Angebot zur „Kanalisierung des Spieltriebs“ aufrecht erhalten. Genau 

dieselbe Ausrichtung verfolgt jedoch auch das Vereinigte Königreich, welches jedoch private 

Anbieter zur Kanalisierung des Spieltriebs nutzt. Beide Länder beabsichtigen, die Zahl der 

Suchtkranken so gering wie möglich zu halten und Maßnahmen zur Prävention und 

Unterstützung der Suchtgefährdeten zu ergreifen.  

                                                 
23 Urteil vom 5.6.2007, in der Rechtssache C-170 (Rosengren, Slg. 2007, I-4071) Rnn. 44-47. 
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Die Argumentation der fehlenden sozialen Kontrolle und Überwachung der Spieler im 

Internet geht ebenfalls fehl. Das Internetverbot für Glücksspiele erscheint im Hinblick auf die 

soeben angesprochene Entwicklung des Schwarzmarkts, die wachsende Sprachkompetenz der 

EU-Bürger und der mannigfaltigen legalen ausländischen Angebote bizarr. Natürlich bietet 

das Internet jede Möglichkeit, Nutzer zu identifizieren und auch zu kontrollieren, es dürfte bei 

genauer Prüfung sogar viel effizienter sein, als die Betreiber der Annahmestellen, die ihren 

menschlichen Schwächen nun einmal nicht entkommen. So kann das Spielverhalten der nach 

einer Registrierung namentlich bekannten Nutzer aufgezeichnet werden und mit dem Nutzer 

bei zunehmender Häufigkeit und Einsatzhöhe Kontakt aufgenommen werden. Adressdaten 

und Alter können, wie bereits jetzt für die Übergangszeit vorgesehen, kontrolliert werden. So 

können auch von allen Anbietern stetig aktualisierte Sperrlisten gemeinsam geführt werden, 

die gesperrte Spiele vor ihrer Spielsucht auch im Internet wirksam schützen.  

 

Letztlich wird aus all diesen Ausführungen deutlich, dass der Glücksspielstaatsvertrag die 

fiskalischen Interessen der Länder eher schlecht als recht maskiert, jedoch dazu geeignet ist, 

die privaten Sportwetten- und Lotterievermittler in den Ruin zu treiben. Die privaten Anbieter 

mit EU-ausländischer Lizenz müssen weiterhin abwarten und auf eine Klärung durch den 

EuGH hoffen. Die Inhaber der DDR-Lizenzen sind zudem einsame Kämpfer auf weiter Flur, 

die durch stetig neu hereinflatternde behördliche Bescheide gezwungen sind, auf eigene 

Kosten die verworrene Rechtslage zu klären. Den Landesgesetzgebern kann attestiert werden, 

in vollkommener Ignoranz des europäischen Rechts gehandelt zu haben. Trotz aller 

Gesprächsangebote durch die Europäische Kommission, musste erneut das 

Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eröffnet werden. Es bleibt zu hoffen, dass 

diese Verfahren dazu führen, ein System auch für Deutschland zu finden, in dem 

Spielerschutz keine bloße Kosmetik darstellt, in dem den Interessen des Binnenmarktes 

nachgekommen wird, ein europäischer Wettbewerb privater Anbieter möglich ist und die an 

den Staat abzuführenden Einnahmen in voller Höhe ordnungsgemäß und zweckgebunden 

verwendet werden. 
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